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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 19. Februar 
2026 in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, 1. Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 

stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Bau- und Umweltausschuss fest. 

Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. 

 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst  
 Tobias Königseder, CSU   
 Josef Sattler, CSU  
 Richard Roßgoderer, CSU  
 Manfred Bründl, Unsere Zukunft  
 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler  
 Josef Fehrer, FWG  
 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/Die Grünen  
 Alfred Gimpl, SPD  

 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 22. Januar 2026. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 22. Ja-
nuar 2026. 

Abstimmung:                9 : 0  
 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 22. Januar 2026. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird über den Vollzug der Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 22. Januar 2026 informiert. 
 

 
3. Bauantrag der Schwaiberger Lebensmittelhandel GmbH auf Neubau eines Parkdecks mit 
Verbindungsdach und Erweiterung des Eingangsbereichs und des Getränkemarkts auf dem 
Grundstück mit den Flur-Nrn. 3, 4 und 24/4, Gemarkung Tiefenbach, Weidenecker Straße 7. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Neubau Parkdeck (UG+EG, 39,95 m x 17,60, Flachdach) mit überdachtem Zugangsbereich 
- Erweiterung Eingangsbereich um 28 m² im EG 
- Erweiterung Getränkemarkt um 162 m² sowie Anlieferung 42 m² im UG 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden, unbeplanter Ortsbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; die nähere Umgebung entspricht einem faktischen Mischgebiet 



- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung in die Eigenart der 
näheren Umgebung ein. Auch hinsichtlich der offenen Bauweise und der überbaubaren 
Grundstücksflächen entspricht das Vorhaben der umliegenden Bebauung. 
 
Örtl. Bauvorschriften / Bauordnungsrecht: 
- Stellplätze: Durch die Erweiterung Eingangsbereich und Getränkemarkt erhöht sich die 
Verkaufsfläche um ca. 190 m², somit sind 4 weitere Stellplätze erforderlich, die mit dem geplanten 
Parkdeck nachgewiesen sind. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrfläche (Kreisstraße PA1 - „Weidenecker Straße“) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
- Niederschlagswasser: wird über einen geplanten privaten Rückhalteweiher in einen Graben zum 
Aulinger Bach geleitet. Hierfür wurde vom Bauherr eine wasserrechtliche Erlaubnis beantragt. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt für den Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:   9 : 0     
 

 
4. Bauantrag von Erner Andreas und Natascha auf Anbau an das bestehende Wohnhaus auf dem 
Grundstück mit der Flur-Nr. 1858, Gemarkung Haselbach, Wilmerting 22a. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Anbau an das Wohnhaus ca. 10 m x 4,50 m, Satteldach 22° bzw. 28° 
- Aufteilung in zwei Wohneinheiten 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden, unbeplanter Ortsbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; die nähere Umgebung entspricht einem faktischen Dorfgebiet 
- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung in die Eigenart der 
näheren Umgebung ein. Auch hinsichtlich der offenen Bauweise und der überbaubaren 
Grundstücksflächen entspricht das Vorhaben der umliegenden Bebauung. 
 
Örtl. Bauvorschriften: 
- Stellplätze: für die zusätzliche Wohneinheit sind zwei weitere Stellplätze erforderlich, für die 
bestehende Wohneinheit ist 1 Stellplatz erforderlich. Die 3 Stellplätze können auf dem Baugrundstück 
nachgewiesen werden. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrfläche (Ortsstraße Nr. 206) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentlichen Schmutzwasserkanal 
- Niederschlagswasser: wird eigenständig entsorgt (bestehende Ableitung) 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt für den Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:   9 : 0      



5. Bauantrag von Hager Josef und Ursula auf Anbau an das bestehende Wohnhaus sowie 
Überdachung des nördlichen Stellplatzes auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 314/15, Gemarkung 
Haselbach, Sonnenstraße 19. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
-  Erweiterung des Dachgeschosses des bestehenden Wohnhauses mit einem Anbau 7,89 m x 2,97 m, 
Flachdach 
- Überdachung der bestehenden Stellplatzfläche mit einem Carport (flaches Pultdach) 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Lohsiedlung“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen sowie den textlichen Festsetzungen hinsichtlich der Dachform. Die 
Baugrenzen wuden bereits beim bestehenden Wohnhaus geringfügig um ca. 70 cm überschritten. 
Diese Gebäudeflucht wird mit dem geplanten Anbau aufgenommen. Aus statischen und 
wirtschaftlichen Gründen wurde für den Anbau ein Flachdach gewählt. Für Garagen und 
Nebengebäude sind im Baugebiet ebenfalls Flachdächer zugelassen, so dass sich der Anbau in die 
Siedlungsstruktur einfügt. Von der Sonnenstraße aus ist der Anbau zudem kaum optisch 
wahrnehmbar. 
Die Abweichungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans sind städtebaulich vertretbar. Die 
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie 
nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich. Die gesetzlichen Abstandsflächen werden eingehalten. Die 
Zustimmungen der angrenzenden Nachbarn liegen vor. 
 
Örtliche Bauvorschriften: 
- Stellplätze: bereits mit Baugenehmigung vom 25.02.2015 wurde eine zweite Wohneinheit im 
Dachgeschoss genehmigt. Durch das aktuelle Bauvorhaben ergibt sich somit keine Erhöhung des 
Stellplatzbedarfs. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Sonnenstraße bzw. Königstraße) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Abwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation im Mischsystem 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie der beantragten Befreiung 
(Baugrenzen, Dachform) das Einvernehmen nach § 36 BauGB. 
 

Abstimmung:             9  : 0   
 

 
6. Bauantrag von Striedl Markus auf Errichten einer Stützmauer mit aufgesetztem 
Doppelstabmattenzaun und Sichtschutz auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1806/5, Gemarkung 
Haselbach, Wilmerting 15c. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Errichtung einer Stützmauer aus Betonstapelsteinen mit Natursteinoptik (Höhe 1,20 m) 
- Doppelstabmattenzaun mit Sichtschutz (Höhe 1,60 m) auf der Stützmauer aufgesetzt 



 
Bebauungsplan/Satzung:    
- OAS „Wilmerting“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; die nähere Umgebung entspricht einem faktischen WA 
- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung in die Eigenart der 
näheren Umgebung ein. Auch hinsichtlich der offenen Bauweise und der überbaubaren 
Grundstücksflächen entspricht das Vorhaben der umliegenden Bebauung. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: über privates Geh- und Fahrtrecht auf Flur-Nr. 1806 zum nicht ausgebauten öffentlichen 
Feld- und Waldweg Nr. 747 (Flur-Nr. 1803/2) 
- Wasserversorgung und Abwasserentsorgung nicht erforderlich 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt für den Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:   9 : 0      
 

 
7. Antrag von Sterr Jürgen auf Erteilung einer isolierten Befreiung für die Errichtung eines 
Außenpools sowie einer Einfriedung mit Sichtschutz auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 537/3, 
Gemarkung Haselbach, Gustav-Kapaun-Straße 2. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Errichtung eines Pools (8,10 m x 4,10 m) 
- Errichtung einer Einfriedung mit Pfeiler aus Weißzement und Quarzsand (Höhe 1,90 m), dazwischen 
blickdicht bepflanzt, bzw. im Bereich des Pools Sichtschutzelemente 
- Das Vorhaben ist gemäß Art. 57 Abs. 1 Nr. 7a bzw. 10a BayBO verfahrensfrei 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Bergäcker-Erweiterung“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen durch den Pool (um ca. 8 m²) sowie den textlichen Festsetzungen 
hinsichtlich der Einfriedungsart. Aufgrund des bestehenden Wohnhauses und dem 
Grundstückszuschnitt ist ein Standort vollständig innerhalb der festgesetzten Baugrenzen nicht 
möglich. Anstatt eines senkrechten Holzlatten-/Hanichlzauns oder Maschendrahtzauns mit 
Heckenhinterpflanzung soll im Bereich des Pools eine Sichtschutzmauer errichtet werden, um einen 
dauerhaften Sichtschutz sicherzustellen. Die Einfriedung fügt sich in die vorhandene Bebauung in der 
Umgebung ein. 
Die Abweichungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans sind städtebaulich vertretbar. Die 
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie 
nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich.  
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Sonnenstraße bzw. Königstraße) 
- Wasserversorgung u. Abwasserentsorgung nicht erforderlich 



 
Beschluss: 

 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt der beantragten Befreiung (Baugrenzen, Einfriedungsart) das 
Einvernehmen nach § 36 BauGB. 
 

Abstimmung:              9 : 0   
 

 
8. Bauturbo – Entscheidungsmatrizes als Basis für Grundsatzbeschlüsse für die Behandlung der Fälle 
des § 31 Abs. 3 BauGB (Abweichung vom Bebauungsplan), des § 34 Abs. 3b BauGB (Abweichung vom 
Einfügungsgebot im Innenbereich) und des § 246e BauGB (Bauvorhaben im Außenbereich) in der 
Bauverwaltung.  
 

8.1 Bebauungsplanübergreifende Entscheidungsmatrix 
als Vorlage zum Grundsatzbeschluss zur Anwendung des § 31 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 36a BauGB 

 

1. Ziel und Anwendungsbereich 

Diese Entscheidungsmatrix dient als bebauungsplanübergreifender Grundsatzbeschluss für die ein-
heitliche und rechtssichere Anwendung des § 31 Abs. 3 BauGB innerhalb des Gemeindegebiets. Sie soll 

• die Ermessensausübung strukturieren, 
• eine gleichmäßige Verwaltungspraxis sicherstellen und 
• die Nachvollziehbarkeit politischer und verwaltungsinterner Entscheidungen gewährleisten. 

Die Matrix findet Anwendung bei Vorhaben, die nicht im Einklang mit den Festsetzungen eines Be-
bauungsplans stehen und für die eine Abweichung nach § 31 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 36 a BauGB in Be-
tracht gezogen wird. 

2. Rechtlicher Rahmen 

§ 31 Abs. 3 BauGB eröffnet – über den klassischen Anwendungsbereich der Befreiung hinaus – grund-
sätzlich auch die Möglichkeit von Abweichungen von den Grundzügen der Planung, sofern die gesetz-
lichen Voraussetzungen erfüllt sind. Der Gesetzgeber hat der Gemeinde insoweit einen erweiterten 
planerischen Entscheidungsspielraum eingeräumt, insbesondere zur Förderung des Wohnungsbaus. 

Gleichzeitig macht dieser Grundsatzbeschluss deutlich, dass die Gemeinde Abweichungen von den 
Grundzügen der Planung nur ausnahmsweise und ausschließlich nach sorgfältiger Einzelfallprüfung zu-
lässt. Ein genereller Verzicht auf die Wahrung der Grundzüge der Planung ist nicht beabsichtigt. 

Die Zustimmungsentscheidung der Gemeinde nach § 31 Abs. 3 BauGB ist gerichtlich überprüfbar (vgl. 
§ 36a Abs. 3 BauGB). Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen, nachvollziehbaren und bebauungsplan-
übergreifenden Verwaltungspraxis ist daher die Anwendung einer einheitlichen Entscheidungsmatrix 
erforderlich. 

 

 

 

 



3. Entscheidungsmatrix 

3.1 Prüfkriterien (Stufe 1: Ausschlussprüfung) 

Nr. Kriterium Prüffrage Bewertung Konsequenz 

1 Formelle 

Planabweichung 

Liegt eine Abweichung von 

zeichnerischen oder 

textlichen Festsetzungen vor? 

Ja / Nein Voraussetzung für  

§ 31 Abs. 3 BauGB 

2 Erforderlichkeit 

für den Woh-

nungsbau 

Ist die Befreiung zur Ermögli-

chung von Wohnungsbau er-

forderlich? 

Ja / Nein Bei „Nein“: Ablehnung 

3 Grundzüge der 

Planung 

Werden die Grundzüge der 

Planung berührt? 

Ja / Nein Bei „Ja“ nur nach ver-

tiefter Einzelfallprüfung 

(ggf. absolute Grenzen 

einfügen, wie Über-

schreitung der festge-

setzten Wandhöhe von 

max. 1,00m oder kein 

weiteres Vollgeschoss 

zulässig…) 

4 Erschließung Ist die Erschließung gesichert? Ja / Nein Bei „Nein“ : Ablehnung 

5 Umweltbelange      

(erhebliche Um-

weltauswirkun-

gen) 

Sind nach überschlägiger Prü-

fung zusätzliche erhebliche 

Umweltauswirkungen zu er-

warten? 

Ja / Nein Ob erhebliche Umwelt-

auswirkungen zu erwar-

ten sind prüft das Land-

ratsamt Passau im Rah-

men des Genehmi-

gungsverfahrens, somit 

erfolgt die Zustimmung 

vorbehaltlich der Prü-

fung durch das Landrat-

samt Passau  

(Bei „Ja“: Strategische 

Umweltprüfung nach 

UVPG erforderlich; Vor-

lage durch den Antrag-

steller, anschließend er-

neute Prüfung) 

6 Planerische Ziel-

konformität 

Steht das Vorhaben im Wider-

spruch zu übergeordneten 

städtebaulichen Zielsetzungen 

(z.B. FNP, ISEK)? 

Ja / Nein Bei „Ja“: regelmäßig Ab-

lehnung, ggf. strenge 

Einzelfallprüfung 

 

 

 

 



3.2 Prüfkriterien (Stufe 2: Abwägungsrelevante Kriterien) 

Nr. Kriterium Prüffrage Bewertung 

1 Städtebauliche Ver-

tretbarkeit 

Fügt sich das Vorhaben in Maß, Nutzung und 

Struktur der Umgebung ein? 

+ / 0 / - 

2 Vorbildwirkung Ist eine negative Präzedenzwirkung für ver-

gleichbare Fälle zu erwarten? 

gering / mittel / 

hoch 

3 Nachbarverträglich-

keit 

Werden nachbarliche Belange (Belichtung, Be-

lüftung…) gewahrt? 

+ / 0 / - 

4 Planungsökonomie Würde eine Planänderung im Verhältnis zum 

Vorhaben einen unverhältnismäßigen Aufwand 

darstellen? 

Ja / Nein 

 

3.3 Prüfkriterien (Stufe 3: öffentliche Interessen und Nebenbestimmungen) 

Nr. Kriterium Prüffrage Bewertung 

1 Zeitliche Dringlichkeit Besteht ein öffentliches Interesse an zeitnaher 

Umsetzung? 

Ja / Nein 

2 Kommunale Entwick-

lungsziele 

Entspricht das Vorhaben den städtebaulichen 

Zielsetzungen der Gemeinde? 

Ja / Nein 

3 Nebenbestimmungen Können zur Sicherung der städtebaulichen Ziel-

setzungen Bedingungen oder Auflagen an die 

Zustimmung geknüpft werden (z. B. Baugebot, 

zeitliche Umsetzungsverpflichtung, Nutzungsvor-

gaben…)? 

 

Ja / Nein 

Bei Ja: Bedin-

gung formulie-

ren          (Bedin-

gung führt zur 

Aufhebung der 

Zustimmungsfik-

tion (3 Monate)) 

Absprache mit 

LRA Passau er-

forderlich. 

4 Öffentliche Beteili-

gung (§ 36a Abs. 2 

BauGB) 

Ist eine Beteiligung der betroffenen Öffentlich-

keit erforderlich? (Maximalfrist 1 Monat) 

Bei „Ja“: 

Ergebnis der 

Auswertung und 

Abwägung der 

eingegangenen 

Stellungnahmen 

berücksichtigen. 

 

 

 



4. Bewertungslogik und Entscheidungsregel 

1. Ausschlusskriterien (Stufe 1) müssen vollständig erfüllt sein (Ausnahme Nr. 5) . 
2. Bei Stufe 2 erfolgt eine qualitative Gesamtabwägung; mehrere negative Bewertungen kön-

nen zur Ablehnung führen. 
3. Positive öffentliche Interessen (Stufe 3) können abwägungserhebliches Gewicht entfalten. 

Regelentscheidung: 

• Zustimmung zur Abweichung nach § 31 Abs. 3 BauGB, wenn 
o Stufe 1 vollständig erfüllt ist und 
o die Gesamtbetrachtung aus Stufe 2 und 3 überwiegend positiv ausfällt. 

5. Zuständigkeit und Verfahren 

• Die Anwendung dieser Matrix erfolgt durch die Verwaltung als standardisierte Entscheidungs-
hilfe im Zustimmungsverfahren. 

• Die Matrix ist bebauungsplanübergreifend, ersetzt jedoch keine Einzelfallprüfung. 
• Ergibt sich nach der Prüfung durch die Bauverwaltung der Gemeinde eine Ablehnung des An-

trages aus den Prüfkriterien der Nr. 3.1 der Matrix erledigt der 1. Bürgermeister diese in eige-
ner Zuständigkeit. (ggf. Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderats). 

• Für sonstige Entscheidungen im Rahmen des § 31 Abs. 3 BauGB ist das zuständige Beschluss-
gremium der Bau- und Umweltausschuss gemäß Geschäftsordnung des Gemeinderats in Ver-
bindung mit Art. 32 GO. 

• Der 1. Bürgermeister / Bau- und Umweltausschuss entscheidet über die Anwendung des § 31 
Abs. 3 BauGB im jeweiligen Einzelfall oder in mehreren vergleichbaren Fällen. 

Hinweis: Die Matrix berücksichtigt die kommunale Vollzugspraxis und ist als dynamisches Instrument 
zu verstehen. Sie kann bei geänderter Rechtslage, neuer Rechtsprechung des BayVGH / BVerwG oder 
geänderten städtebaulichen Zielsetzungen fortgeschrieben werden. 

Beschluss 1: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt die vorliegende bebauungsplanübergreifende 
Entscheidungsmatrix als verbindliche Grundlage für die Anwendung des § 31 Abs. 3 BauGB im 
Gemeindegebiet. Die Verwaltung wird beauftragt, die Matrix bei entsprechenden Anträgen 
anzuwenden und die Ergebnisse der Prüfung nachvollziehbar zu dokumentieren. Der Beschluss 
sichert eine einheitliche, rechtssichere und nachhaltige Verwaltungspraxis. Grundsätzlich ist für die 
Anwendung des § 31 Abs. 3 BauGB das zuständige Gremium der Bau- und Umweltausschuss, sollte 
aber eine Prüfung der Kriterien nach 3.1 der vorliegenden Entscheidungsmatrix eine Ablehnung 
ergeben, soll diese in der eigenen Zuständigkeit des 1. Bürgermeisters liegen. 

Abstimmung:             9 : 0   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



8.2 Entscheidungsmatrix 
als Vorlage zum Grundsatzbeschluss zur Anwendung des § 34 Abs. 3b BauGB i.V.m. § 36a BauGB 

für Bauvorhaben im unbeplanten Innenbereich 
 

1. Ziel und Anwendungsbereich 

Diese Entscheidungsmatrix dient als grundsätzliche, einheitliche Entscheidungsgrundlage für die An-
wendung des § 34 Abs. 3b BauGB i.V.m. § 36a BauGB bei Bauvorhaben im unbeplanten Innenbereich. 

Sie konkretisiert die kommunale Ermessensausübung bei Vorhaben, die zwar nicht vollständig den Ein-
fügungsanforderungen des § 34 Abs. 1 oder Abs. 2 BauGB entsprechen, denen jedoch ausnahmsweise 
zugestimmt werden kann, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen des § 34 Abs. 3b BauGB und des § 
36a BauGB erfüllt sind. 

Ziel ist es, 

• eine bebauungsplanunabhängige Gleichbehandlung vergleichbarer Fälle sicherzustellen, 
• die gerichtlich überprüfbare Ermessensentscheidung der Gemeinde nachvollziehbar zu struk-

turieren und 
• eine restriktive, städtebaulich verantwortbare Anwendung der Ausnahmevorschrift zu ge-

währleisten. 

2. Rechtlicher Rahmen 

§ 34 Abs. 3b BauGB eröffnet der Gemeinde die Möglichkeit im Einzelfall oder in mehreren vergleich-
baren Fällen vom Erfordernis des Einfügens in die nähere Umgebung abzuweichen, wenn das Vorha-
ben der Errichtung eines Wohngebäudes dient und auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen 
mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. Die Prüfkriterien nach § 36 a BauGB sind zu beachten. 

Die Zustimmungsentscheidung der Gemeinde nach § 34 Abs. 3b BauGB ist gerichtlich überprüfbar (vgl. 
§ 36a Abs. 3 BauGB). Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen, nachvollziehbaren Verwaltungspraxis im 
Gemeindegebiet ist daher die Anwendung einer einheitlichen Entscheidungsmatrix erforderlich. 

3. Entscheidungsmatrix 

3.1 Prüfkriterien (Stufe 1: Ausschlussprüfung) 

Nr. Kriterium Prüffrage Bewertung Konsequenz 

1 Unbeplanter Innenbe-

reich 

Liegt das Vorhaben im unbe-

planten Innenbereich (§ 34 

BauGB)? 

Ja / Nein Bei „Nein“: § 34 Abs. 3b 

BauGB nicht anwendbar 

2 Abweichung vom Einfü-

gungsgebot 

Weicht das Vorhaben von 

Maß, Nutzung, Bauweise oder 

überbaubarer Grundstücksflä-

che ab? 

Ja / Nein Voraussetzung für § 34 

Abs. 3b BauGB 

3 Bauvorhaben gemäß § 

34 Abs. 3b BauGB 

Handelt es sich um die Errich-

tung von einem oder mehreren 

vergleichbaren  Wohnge-

bäude(n)?  

Ja / Nein Bei „Nein“: § 34 Abs. 3b 

BauGB nicht anwendbar 



4 Städtebauliche Vertret-

barkeit: 

 

 

Bleibt die prägende Grund-

struktur der näheren Umge-

bung gewahrt? 

 

Entsteht eine Nutzung, die 

nach Art oder Umfang gebiets-

unverträglich wirkt? 

Ja / Nein 

 

 

Ja / Nein 

Bei „Nein“: Ausnahme 

nur nach strenger Einzel-

fallprüfung möglich 

 

Bei „Ja“:  

Ausnahme abzulehnen 

5 Zusätzliche erhebliche 

Umweltauswirkungen 

Sind nach überschlägiger Prü-

fung voraussichtlich erhebliche 

zusätzliche Umweltauswirkun-

gen zu erwarten?  

Nein / Ja Ob erhebliche Umwelt-

auswirkungen zu erwar-

ten sind prüft das Land-

ratsamt Passau im Rah-

men des Genehmigungs-

verfahrens, somit erfolgt 

die Zustimmung vorbe-

haltlich der Prüfung 

durch das Landratsamt 

Passau  

(Bei „Ja“: Strategische 

Umweltprüfung nach 

UVPG erforderlich; Vor-

lage durch den Antrag-

steller, anschließend er-

neute Prüfung) 

6 Erschließung Ist die Erschließung gesichert? Ja / Nein Bei „Nein“: Ausnahme 

abzulehnen 

 

3.2 Prüfkriterien (Stufe 2: Abwägungsrelevante Kriterien) 

Nr. Kriterium Prüffrage Bewertung 

1 Vorbildwirkung Ist eine negative Präzedenzwirkung für vergleichbare 

Fälle zu erwarten? 

gering / mittel / 

hoch 

2 Nachbarverträglichkeit Werden nachbarliche Belange (Belichtung, Belüftung, 

Immissionen…) gewahrt? 

+ / 0 / - 

 

3.3 Prüfkriterien (Stufe 3: öffentliche Interessen und Nebenbestimmungen) 

Nr. Kriterium Prüffrage Bewertung 

1 Zeitliche Dringlichkeit Besteht ein öffentliches Interesse an zeitnaher Um-

setzung? 

Ja / Nein 

2 Kommunale Entwick-

lungsziele 

Entspricht das Vorhaben den städtebaulichen Zielset-

zungen der Gemeinde? 

Ja / Nein 

3 Nebenbestimmungen Können zur Sicherung der städtebaulichen Zielsetzun-

gen Bedingungen oder Auflagen an die Zustimmung 

geknüpft werden (z. B. Baugebot, zeitliche Umset-

zungsverpflichtung, Nutzungsvorgaben…)? 

 

Ja / Nein 

 

Bei Ja: Bedingung 

formulieren          

(Bedingung führt 



zur Aufhebung der 

Zustimmungsfik-

tion (3 Monate)) 

Absprache mit LRA 

Passau erforder-

lich. 

4 Öffentliche Beteiligung 

(§ 36a Abs. 2 BauGB) 

Ist eine Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit er-

forderlich? (Maximalfrist 1 Monat) 

Bei „Ja“: 

Ergebnis der Aus-

wertung und Ab-

wägung der einge-

gangenen Stel-

lungnahmen be-

rücksichtigen. 

 

4. Bewertungslogik und Entscheidungsregel 

4. Ausschlusskriterien (Stufe 1) müssen vollständig erfüllt sein (Ausnahme Nr. 5). 
5. Bei Stufe 2 erfolgt eine qualitative Gesamtabwägung; mehrere negative Bewertungen kön-

nen zur Ablehnung führen. 
6. Positive öffentliche Interessen (Stufe 3) können abwägungserhebliches Gewicht entfalten. 

Regelentscheidung: 

• Zustimmung zur Abweichung nach § 34 Abs. 3b BauGB, wenn 
o Stufe 1 vollständig erfüllt ist und 
o die Gesamtbetrachtung aus Stufe 2 und 3 überwiegend positiv ausfällt. 

5. Zuständigkeit und Verfahren 

• Die Anwendung dieser Matrix erfolgt durch die Verwaltung als standardisierte Entscheidungs-
hilfe im Zustimmungsverfahren. 

• Die Matrix gilt für das gesamte Gemeindegebiet, ersetzt jedoch keine Einzelfallprüfung. 
• Ergibt sich nach der Prüfung durch die Bauverwaltung der Gemeinde eine Ablehnung des An-

trages aus den Prüfkriterien der Nr. 3.1 der Matrix erledigt der 1. Bürgermeister diese in eige-
ner Zuständigkeit. (ggf. Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderats). 

• Für sonstige Entscheidungen im Rahmen des § 34 Abs. 3b BauGB ist das zuständige Beschluss-
gremium der Bau- und Umweltausschuss gemäß Geschäftsordnung des Gemeinderats in Ver-
bindung mit Art. 32 GO. 

• Der 1. Bürgermeister / Bau- und Umweltausschuss entscheidet über die Anwendung des § 34 
Abs. 3b BauGB im jeweiligen Einzelfall oder in mehreren vergleichbaren Fällen. 

Hinweis: Die Matrix berücksichtigt die kommunale Vollzugspraxis und ist als dynamisches Instrument 
zu verstehen. Sie kann bei geänderter Rechtslage, neuer Rechtsprechung des BayVGH / BVerwG oder 
geänderten städtebaulichen Zielsetzungen fortgeschrieben werden 
 

Beschluss 2: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt die vorliegende Entscheidungsmatrix als verbindliche 
Grundlage für die Anwendung des § 34 Abs. 3b BauGB für Bauvorhaben im unbeplanten Innenbe-
reich im Gemeindegebiet. Die Verwaltung wird beauftragt, die Matrix bei entsprechenden Anträgen 
anzuwenden und die Ergebnisse der Prüfung nachvollziehbar zu dokumentieren. Der Beschluss si-
chert eine einheitliche, rechtssichere und nachhaltige Verwaltungspraxis. Grundsätzlich ist für die 



Anwendung des § 34 Abs. 3b BauGB das zuständige Gremium der Bau- und Umweltausschuss, sollte 
aber eine Prüfung der Kriterien nach 3.1 der vorliegenden Entscheidungsmatrix eine Ablehnung er-
geben, soll diese in der eigenen Zuständigkeit des 1. Bürgermeisters liegen. 

Abstimmung:             9 : 0   
 
 

8.3 Entscheidungsmatrix 
als Vorlage zum Grundsatzbeschluss zur Anwendung des § 246e BauGB i.V.m. § 36a BauGB  

für Bauvorhaben im Außenbereich 
 

1. Ziel und Anwendungsbereich 

Diese Entscheidungsmatrix dient als Grundsatzbeschluss für die einheitliche und rechtssichere Anwen-
dung des § 246e BauGB für Bauvorhaben im Außenbereich innerhalb des Gemeindegebiets. Sie soll 

• die Ermessensausübung strukturieren, 
• eine gleichmäßige Verwaltungspraxis sicherstellen und 
• die Nachvollziehbarkeit politischer und verwaltungsinterner Entscheidungen gewährleisten. 

Die Matrix findet Anwendung bei Vorhaben, die nach § 35 BauGB unzulässig wären, § 246e BauGB 
jedoch Ausnahmen erlaubt. 

2. Rechtlicher Rahmen 

  Nach § 35 BauGB sind Bauvorhaben im Außenbereich grundsätzlich unzulässig, es sei denn, Aus-
nahmen des § 35 BauGB greifen. 

   § 246e BauGB eröffnet Ausnahmen von den Festsetzungen des § 35 BauGB,    
     insbesondere für Bauvorhaben im Außenbereich, unter strengen Voraussetzungen. 

  Die Anwendung von § 246e BauGB erfordert eine sorgfältige Prüfung, insbesondere zur  
    Vereinbarkeit mit dem Umweltschutz und der vorgesehenen städtebaulichen Entwicklung. 

Die Zustimmungsentscheidung der Gemeinde nach § 246e BauGB ist gerichtlich überprüfbar (vgl. § 
246e Abs. 2 i. V. m. § 36a Abs. 3 BauGB). Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen, nachvollziehbaren 
Verwaltungspraxis im Gemeindegebiet ist daher die Anwendung einer einheitlichen Entscheidungs-
matrix erforderlich. 

3. Entscheidungsmatrix 

3.1 Prüfkriterien (Stufe 1: Ausschlussprüfung) 

Nr. Kriterium Prüffrage Bewer-

tung 

Konsequenz 

1 Außenbereich Befindet sich das Bauvor-

haben im Außenbereich 

(§ 35 BauGB)? 

Ja / 

Nein 

Bei „Nein“: § 246e nicht an-

wendbar 

2 Unzulässigkeit nach § 

35 BauGB 

Wäre das Vorhaben 

ohne Anwendung von § 

246e unzulässig? 

Ja / 

Nein 

Bei „Nein“: § 246e nicht an-

wendbar 



3 Planerische Zielkon-

formität 

Steht das Vorhaben im 

Widerspruch zu überge-

ordneten städtebauli-

chen Zielsetzungen (z.B. 

FNP, ISEK)? 

Ja / 

Nein 

Bei „Ja“: regelmäßig Ableh-

nung, ggf. strenge Einzelfall-

prüfung 

4 Zusätzliche erhebli-

che Umweltauswir-

kungen 

Sind nach überschlägiger 

Prüfung voraussichtlich 

erhebliche zusätzliche 

Umweltauswirkungen zu 

erwarten?  

Nein / 

Ja 

Ob erhebliche Umweltauswir-

kungen zu erwarten sind prüft 

das Landratsamt Passau im 

Rahmen des Genehmigungs-

verfahrens, somit erfolgt die 

Zustimmung vorbehaltlich der 

Prüfung durch das Landrats-

amt Passau  

(Bei „Ja“: Strategische Um-

weltprüfung nach UVPG erfor-

derlich; Vorlage durch den An-

tragsteller, anschließend er-

neute Prüfung) 

5 Erschließung Ist die Erschließung gesi-

chert? 

Ja / 

Nein 

Bei „Nein“: Ausnahme abzu-

lehnen 

6 Erforderlichkeit für 

den Wohnungsbau 

Ist die Befreiung zur Er-

möglichung von Woh-

nungsbau erforderlich, 

vgl. § 246e Abs. 1 Satz 1 

Nrn. 1-3 BauGB? 

(keine Zweitwohnungen 

oder Ferienwohnungen!) 

Ja / 

Nein 

Bei „Nein“: Ausnahme abzu-

lehnen 

7 Einschränkung auf 

Flächen im mittelba-

ren räumlichen Zu-

sammenhang mit § 

30/ § 34-Flächen (lt. 

Begründung im Rah-

men einer „organi-

schen Fortentwick-

lung des Siedlungsbe-

reichs“ – bis zu einer 

Entfernung von 100m 

vom bestehenden 

Siedlungsbereich) 

Befindet sich das Bauvor-

haben mehr als 100m 

von verfestigten Sied-

lungsbereichen entfernt? 

Ja / 

Nein 

Bei „Ja“: Ausnahme abzu-

lehnen 

 

Bei „Nein“: Prüfung, ob mit 

städtebaulicher Entwicklungs-

absicht der Gemeinde verein-

bar. 

 

 

 

 

 



3.2 Prüfkriterien (Stufe 2: Abwägungsrelevante Kriterien) 

Nr. Kriterium Prüffrage Bewertung 

1 Verträglichkeit mit 

Raumordnung 

Steht das Vorhaben im Einklang mit den Zielen 

der Raumordnung (LEP)? 

+ / 0 / – 

2 Auswirkungen auf 

Schutzgebiete 

Werden Natur- oder Landschaftsschutzgebiete 

beeinträchtigt? 

gering / mittel / 

hoch 

3 Eingriffe in Natur und 

Landschaft 

Wie gravierend sind Eingriffe in Natur und Land-

schaft? 

gering / mittel / 

hoch 

 

ggf. Absprache 

mit der unteren 

Naturschutzbe-

hörde (UNB) 

 

Eingriffsregelung 

beachten! Aus-

gleichsflächen 

sind erforder-

lich! 

4 Beeinträchtigung von 

Flora und Fauna 

Sind Arten- und Biotopschutz ausreichend be-

rücksichtigt? 

Ja / einge-

schränkt / Nein 

ggf. Absprache 

mit der UNB 

 

Anträge nach 

BNatSchG oder 

Vorgaben der 

UNB erforder-

lich? 

5 Nutzungskonflikte Bestehen Konflikte mit landwirtschaftlicher Nut-

zung oder anderen Nutzungen? 

Ja / Nein 

6 Vorbildwirkung Ist eine negative Präzedenzwirkung für ver-

gleichbare Fälle zu erwarten? 

gering / mittel / 

hoch 

 

 

 

 

 

 



3.3 Prüfkriterien (Stufe 3: öffentliche Interessen und Nebenbestimmungen) 

Nr. Kriterium Prüffrage Bewertung 

1 Zeitliche Dringlichkeit Besteht ein öffentliches Interesse an zeitnaher 

Umsetzung? 

Ja / Nein 

2 Kommunale Entwick-

lungsziele 

Entspricht das Vorhaben den städtebaulichen 

Zielsetzungen der Gemeinde? 

Ja / Nein 

3 Nebenbestimmungen Können zur Sicherung der städtebaulichen Ziel-

setzungen Bedingungen oder Auflagen an die 

Zustimmung geknüpft werden (z. B. Baugebot, 

zeitliche Umsetzungsverpflichtung, Nutzungsvor-

gaben…)? 

 

Ja / Nein 

 

Bei Ja: Bedin-

gung formulie-

ren          (Bedin-

gung führt zur 

Aufhebung der 

Zustimmungsfik-

tion (3 Monate)) 

Absprache mit 

LRA Passau er-

forderlich. 

4 Öffentliche Beteili-

gung (§ 246e Abs. 2 

BauGB i.V.m. § 36a 

Abs. 2 BauGB analog) 

Ist eine Beteiligung der betroffenen Öffentlich-

keit erforderlich? (Maximalfrist 1 Monat) 

Bei „Ja“: 

Ergebnis der 

Auswertung und 

Abwägung der 

eingegangenen 

Stellungnahmen 

berücksichtigen. 

 

4. Bewertungslogik und Entscheidungsregel 

7. Ausschlusskriterien (Stufe 1) müssen vollständig erfüllt sein (Ausnahme Nr. 4). 
8. Bei Stufe 2 erfolgt eine qualitative Gesamtabwägung; mehrere negative, bzw. einzelne 

schwere negative Bewertungen können zur Ablehnung führen. 
9. Positive öffentliche Interessen (Stufe 3) können abwägungserhebliches Gewicht entfalten. 

Regelentscheidung: 

• Zustimmung zur Abweichung nach § 246e BauGB, wenn 
o Stufe 1 vollständig erfüllt ist und 
o die Gesamtbetrachtung aus Stufe 2 und 3 überwiegend positiv ausfällt. 

5. Zuständigkeit und Verfahren 

• Die Anwendung dieser Matrix erfolgt durch die Verwaltung als standardisierte Entscheidungs-
hilfe im Zustimmungsverfahren. 

• Die Matrix gilt für das gesamte Gemeindegebiet, ersetzt jedoch keine Einzelfallprüfung. 



• Ergibt sich nach der Prüfung durch die Bauverwaltung der Gemeinde eine Ablehnung des An-
trages aus den Prüfkriterien der Nr. 3.1 der Matrix erledigt der 1. Bürgermeister diese in eige-
ner Zuständigkeit. (ggf. Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderats). 

• Für sonstige Entscheidungen im Rahmen des § 34 Abs. 3b BauGB ist das zuständige Beschluss-
gremium der Bau- und Umweltausschuss gemäß Geschäftsordnung des Gemeinderats in Ver-
bindung mit Art. 32 GO. 

Hinweis: Die Matrix berücksichtigt die kommunale Vollzugspraxis und ist als dynamisches Instrument 
zu verstehen. Sie kann bei geänderter Rechtslage, neuer Rechtsprechung des BayVGH / BVerwG oder 
geänderten städtebaulichen Zielsetzungen fortgeschrieben werden. 

Beschluss 3: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt die vorliegende Entscheidungsmatrix als verbindliche 
Grundlage für die Anwendung des § 246e BauGB für Bauvorhaben im Außenbereich im Gemeinde-
gebiet. Die Verwaltung wird beauftragt, die Matrix bei entsprechenden Anträgen anzuwenden und 
die Ergebnisse der Prüfung nachvollziehbar zu dokumentieren. Der Beschluss sichert eine einheitli-
che, rechtssichere und nachhaltige Verwaltungspraxis. Grundsätzlich ist für die Anwendung des § 
246e BauGB das zuständige Gremium der Bau- und Umweltausschuss, sollte aber eine Prüfung der 
Kriterien nach 3.1 der vorliegenden Entscheidungsmatrix eine Ablehnung ergeben, soll diese in der 
eigenen Zuständigkeit des 1. Bürgermeisters liegen. 

Abstimmung:              9 : 0   
 

 
Tiefenbach, den 19.02.2026 
 
Der Vorsitzende       Der Protokollführer 
 
im Original gez.        im Original gez. 
            
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    


